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Zuviel am Stammtisch“
Im Kampf gegen den Rechtsradikalismus haben die Parteipolitiker versagt
-
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ei der Bürgermeisterwahl imhes-
sischenWölfersheim botsich denBParteien,ganzohneeigene Bemü

hungen, ein bürgernahesForum. Die
Lokalpresse lud zu Jahresbeginn
örtlichen Kandidaten derChristenuni-
on, der SPD und FDP zu einemStreit-
gespräch. Die Offertepaßte in den po
litischen Trend, derBürgerdialog wird
von Politikern einhellig als „Ausdruck
demokratischer Kultur“ empfoh
len.
Neonazi-Aufmarsch (in Hannover): „Wie i
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Doch in Wölfersheim geriet der Dia
log ins Stocken, Sozialdemokrat Jo
chim Arnold sagte denGesprächstermi
ab. Begründung: Der Kandidat d
NPD sei nicht eingeladen, derwerde da-
durch zum Märtyrerstilisiert.

Die naheliegende Lösung, denNPD-
Mann dann ebenhinzuzubitten, lehnte
Arnold ebenfalls ab. DerRechtsradika
le, argumentierte der später zum Bü
germeister gewählte SPD-Kandidat
nun, werde dadurch aufgewertet. D
n schlimmsten SA-Zeiten“
FDP-Kollege verhielt sich unentschie-
den, der CDU-Kandidat hätte mitsich
selber diskutieren müssen. DasStreitge-
spräch wurde abgesagt.

Wölfersheim ist überall. Von den Orts
vereinen bis in dieBonnerParteispitzen
sinddemokratische Politiker untereina
der und mit sichselber uneins, wie sie m
Rechtsradikalen umgehensollen. Ergeb-
nis: Geredetwird gar nicht.

Nur mühsamgelingt esPolitikern, ihre
Sprachlosigkeit angesichtsrechtsradika
Irrtum bemerkten undwenig später im
Club eintrafen, waren die Radikale
bereits wieder verschwunden.

Die Vorgänge in Magdeburghaben
fatale Parallelen. Bei nahezuallen
spektakulären Neonazi-Auftritten d
vergangenenzwei Jahre scheiterte die
Bestrafung vonTätern nicht an locke-
ren Gesetzen, müdenStaatsanwälte
oder zu schlappenRichtern, sondern
oft an fehlendem Beweismaterial (sie
Kasten).

Nur in wenigen Ländern, darunte
Baden-Württemberg und Bayern, m
chen dieBeamten von denMöglichkei-
ten der neuenPolizeigesetzeGebrauch
und fotografieren bereits vor Gewa
ausbrüchen potentielleRandalierer.

Wie gut die Beamten derBeweissi-
cherungs- undDokumentationstrupps
Beamtenjargon: Bedo-Trupps – m
der Kamera umgehenkönnen, wenn
sie nur wollen, haben siebisher vor-
nehmlich bei Demonstrationen vo
Linken, Autonomen undAusländern
bewiesen.

Filmtrupps der bayerischenPolizei
präsentierten vier Stunden Material
nachdem im März gewaltbereite Ku
den in der Innenstadt von Augsbu
randalierthatten. Vonmobilen Plattfor-
men aus, die aufVW-Bussenmontiert
waren, hatten siefestgehalten, wie Kra
wallmacher Blockadenerrichteten und
Pflastersteine oder Molotowcocktails
auf Polizistenschleuderten.

Auch in Magdeburg zückten die Be
amtenjüngst wiederihre Kameras. Als
am Wochenende nach Himmelfahrt D
monstranten durch die Stadt zogen,
gegen den rechten Aufmarsch vomHer-
rentag zu protestieren,filmten sie eifrig.

Die Videoaufzeichnungenkönnen sie
allerdings wieder löschen: Die link
Veranstaltung bliebfriedlich.



Lichterkette (1992 in Frankfurt): Veränderung der politischen Kultur?
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Erst mal zuhören
Die Arbeit der Streetworker im rechten Milieu
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Kinder in schwierigen familiären un
sozialen Verhältnissen, lehren di
Gesellschaftspsychologen, verlang
nach inneremHalt, den sie in den ge
fährdeten Familien nicht finden. So
komme es, erläutert dieBerliner Ju-
gendtherapeutin Ute Benz, „daßsich
der kindliche Wunsch, ,ich möchte
stolz sein auf mich‘, eine Chiffre
sucht“.

In der sozialen Krise derWendezeit
fanden Eltern und Kinder imdeut-
schenOsten wie vonselbst,bestärkt
vom Parteienstreit um die Asylbewe
ber, einVentil für ihre gegenseitige
Spannungen,sagt Autorin Benz: „In
der gemeinsamen Ablehnung d
Fremden gewinnen Jung und Al
gleichsameineAtempause.“

Bis zum aggressiven Nationalism
ist es dann oft nur einSchritt. „Jugend
liche mit gestörtemSelbstwertgefühl“
sagt diePsychotherapeutin, reagier
mit heftigemÄrger auf Eindrücke, da
„die Deutschen immerschlechtweg-
kommen“.
Streetworker und Sozialarbeiterver-
suchen, bei den emotionalen Defizit
anzuknüpfen – überhaupterst einma
zuzuhören. Sie gehen auf die Proble
der Jugendlichenein, bevor sie durch
ihr persönliches Beispiellenkend auf
sie einzuwirken versuchen. Die Z
wendung trägt den Helfernhäufig den
Vorwurf mißtrauischer Linker und Po
litiker ein, sie machten mit den Rec
ten gemeinsame Sache.Tatsächlich is
die sogenannte akzeptierende Juge
arbeit eineständigeGratwanderung.

Hinzukommenmüssedeshalb, wie
der DarmstädterSozialpädagoge Al
bert Scherr erläutert, ein „öffentli-
ches Klima der Verständigungsbere
schaft“. Dafür sollten geeignete Inst
tutionen einen „pädagogisch-politi
schen Dialog“ mit jungenRechtenfüh-
ren. Alternativen zusolchen überleg
ten Langfrist-Konzepten gebe es nic
so der Pädagogikprofessor, „da Pä
agogik –ebenso wiePolitik – generell
nichtüberschnellwirksame Techniken
der Menschenveränderung“ verfüge
ler Gewaltausbrüche wie in Magdebu
oder antisemitischer Anschlägehinter
leeren Formeln und Ausflüchten zuver-
bergen. In Deutschland brennt es,Ver-
fassungsschutz und Innen-Experten
warnen vor neuenAnschlägen – doc
Politiker wie Polizeipraktiker zeige
sich hilflos gegen dieTerror-Aktionen
rechter Schlägertruppen.

Eine gespenstische Paralleledrängt
sich auf: „Es ist wie inschlimmsten SA
Zeiten“, sagt dieBonner Ausländerbe
auftragte Cornelia Schmalz-Jacobse
(FDP).

Es wäre Zeit gewesen, Vorsorge z
treffen. Doch diejahrelangenHaßkam-
pagnen der Rechtengegen Asylbewer
ber nutzten die Bonner Altparteie
nicht zur gemeinsamenAuseinanderset
zung mit denHetzern.Statt dessen nah
men sie die Ausländerhatz zumAnlaß,
um sich jahrelangüber die Einschrän-
kung des Asylrechts zufetzen.

„Asylantenpartei“ rief der damalige
CDU-Generalsekretär VolkerRühe der
SPD nach, diesich mit derAussperrung
politisch verfolgter Ausländer schwer-
tat.

Die Bonner SPD-Zentralelegte zwar
schon vor fünfJahren „Empfehlunge
für die Auseinandersetzung mit der e
tremen Rechten“vor; Titel: „Weder
verharmlosen noch dämonisieren“. D
Forderung nach „argumentativer Ko
frontation“, weil Sozialdemokrate
nicht „vor den Reps kneifen“ dürften,
wurde vorigesJahr in der Reformkom
mission „SPD2000“ wiederholt. Doch
die „offensiv geführte Auseinanderse
zung“ (Planungsreferent Malte Rista
läßt nach denvielen Führungswechse
noch immer aufsich warten.
„Die Debattezwischen denVolkspar-
teien“, rügt der Heidelberger Erzie
hungswissenschaftler MichaBrumlik,
habesich „als Scheingefecht zugunste
der Rechtspopulisten“ ausgewirk
Denn „ohnehin zur Gewalttätigkeitdis-
poniertejungeMänner“ würden inihrer
Haltung bestärkt, so Brumlik,wenn Po-
litiker das Asylthema hochspielten un
damit Wählerschichten amrechten
Randnach demMunde redeten, nur um
dann wieder über den rechtenUngeist
zu klagen. Die Parteienkönnten nicht
folgenlos „fremdenfeindliche Emotio-
nen an- und ausknipsen wie eine La
pe“ (Brumlik).

„Die Politiker sollten mehr überle-
gen, was siesagen und tun“, bestätig
Ingo Hasselbach, 26, der aus der Neo
ziszene ausgestiegenefrühere Vorsit-
zende der Ost-Berliner rechtsextrem
Nationalen Alternative.

Hasselbach, ein Sohn von SED-Jo
nalisten, der nach Familienkonflikten
Neonazikreise der DDR abgerutsc
war, tauchte nach Attentatsversuch
seiner einstigenKumpanevoriges Jahr
unter. „Wenn esimmer wieder heißt,
daß die Zahl der Ausländerbegrenzt
werden soll“, meint er inzwischen,
könnten das manche alsRechtfertigung
von Anschlägen verstehen.

Wahltaktisches Kalkül prägt die Ha
tung der Parteien. Während es „de
Ernst derLage nach um denErhalt de-
mokratischer Grundwerte und Men-
schenrechte“ gehe, so wundertsich der
Münchner PolitikwissenschaftlerElmar
Wiesendahl, 48, sei derpolitische Stil
weiter von „Rivalität, Taktiererei, Un-
fairness“ geprägt – „eine eigenartig
Sicht- und Sensibilitätsverkümmerun
25DER SPIEGEL 21/1994



Abgesprungener Neonazi Hasselbach: Harte Strafen gegen die Anführer
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im Umgang mitgesellschaftlichenHer-
ausforderungen“.

Noch fataler ist, daß Politikerselbst ge-
walttätigen Rechtsextremistenkaum
kämpferisch gegenübertreten, daß s
nicht spontan Mitmenschlichkeit, Mit-
leid mit denOpfern erkennenlassen. Po
litiker, zürnte der Hamburger Gesell-
schaftswissenschaftlerUlrich Bielefeld,
„scheinen nicht zuwenig,sondernzuviel
an den sprichwörtlichen ,Stammtische
zu sitzen“.Dabei käme es auf daspersön-
liche Bekenntnis, dasglaubwürdige Bei-
spielmindestens so sehr an wie auf die p
litische Argumentation.

Die Auseinandersetzung mit de
Rechtsextremismus widerstrebt de
klassischenPolitikverständnis,weil es
sich um eine im Grunde unpolitische,
hochgradig irrationale Bewegung ha
delt. Die Gegnersinddeshalb soschwer
zu packen,weil sieaußer der Zerstörun
der Demokratiekeine eindeutigenpoliti-
schenZiele haben. Dieletzte Weishei
der Neonazis ist, wiegehabt, das „Füh
rerprinzip“ – bisherzwar nur innerhalb
der verschworenen Einzelgruppen.Doch
derenVernetzung hat begonnen.

Die Schwächerechter Fanatiker, „z
sagen, wofür siesind“,beschreibt eine im
FrühjahrvorgelegteDokumentation de
Düsseldorfer Innenministeriumsüber
rechtsextremistischeAgitation. Siespie-
gelt die „Programmlosigkeit derRechts-
extremisten“,deren„politische Leiden-
Schmierereien auf Judenfriedhof (in Dortmund)
„Unartikulierte Vorstellungen“
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schaften“ von vager NS-Schwärme
und „vom Glauben an dieÜberlegen-
heit der deutschen Tugendengespeist“
werden, so die Studie.

Der paradoxe Befund, daß d
Rechtsextremen brutal für ihreÜber-
zeugungenkämpfen, ohne zuwissen,
was sie eigentlich wollen,unterscheide
sie von anderengesellschaftstheoretisc
gestützten Ideologien, etwa dem Ma
26 DER SPIEGEL 21/1994
xismus. Die Soziologen Erwin K.
Scheuch undHans-DieterKlingemann
sind daher schon früher mit der These
einergeistesgeschichtlichen „Sonderent-
wicklung“ der radikalen Rechten her-
vorgetreten, die vomAlltagsstreß in de
modernenLebenswelt ausgeht.

Die Studie von1967, dienach solan-
ger Zeitwieder aktuell geworden ist, be
tont zwei Elemente derextremistischen
Gefahr:
i „Rigidität im Den-
ken“ ist, so gese-
hen, die Folge ge-
sellschaftlicher Wi-
dersprüche – etw
von Spannunge
zwischen traditio-
neller Kindererzie-
hung und moder
ner Industriegesell
schaft,zwischen Fa
milienalltag und
Betrieb, Behörden
Politik. Die Flucht
verwirrter Men-
schen in ein starre
Wertsystem, da
Entlastung von in
neren Spannungen
verspricht, schließ
andere Wertsyste-
me als „feindlich“
aus – eine „patholo
gische Form dieses
Denkens“.
i Anfälligkeit des Denkensergibt sich
aus dem oberflächlichen politische
Interessevieler Menschen, „für die
Politik nur ein Spezialbereich ist“
Auf ein Bewußtsein „unartikulierte
Vorstellungen“ vom politischen Le
ben wirken, verstärkt vonindividuel-
len oder kollektiven Krisen, schon
rechtsradikale Einzelthemen als –
emotionale – „Reize“.
Besonders empfänglich für solche
Reize sind, wiesich in derschwierigen
Umbruchsituation nach der Vereinigun
zeigt, Kinder und Jugendliche.Deren
Anpassungsprobleme ergebensich aus
den verstärkten Widersprüchenzwi-
schen individuellenHoffnungen undtri-
ster Realität.

Darauf habensich Sozialpädagoge
eingestellt, die durch persönlichen Na
kontakt Vertrauen undEinfluß bei jun-
gen Leutengewinnen wollen (siehe Ka
sten Seite 25).

Wie „anstrengend und erschöpfen
solcheKontaktesind, erlebte derBiele-
felder Erziehungswissenschaftler Kla
Hurrelmann inDiskussionen mitSkin-
heads. Im Gegensatz zublockierten
Rechtsideologen war mit ihnenwenig-
stens zureden. Aber erhabenicht das
Gefühl gehabt, räumt Hurrelmann ei
daß „irgendein Konsens zustande
kommen“ sei. Dabei hatten sich die
Skins „im Rahmen eines Forschungs
projekts von vornherein zu einem G
spräch bereiterklärt“, so der Jugendfor
scher.

SolcheProjektesind riskant. Das er
fuhr Marita Schieferdecker-Adolph, d
Ausländerbeauftragte inDresden. Sie
war vorigesJahr mit 19Jugendlichen
darunter rechtsextreme Gruppenfun
tionäre, auf einePädagogik-Reise nac
Israel gefahren, wosich einige Teilneh-
mer provozierend benahmen (SPIE-
GEL 43/1993). Daßsich dieEinstellung
bei etlichen Mitfahrerndennochgeän-
dert habe,davon ist die Beamtin übe
zeugt.

Die Politik könnte die oftschwer kal-
kulierbaren Initiativen auf lokaler und
institutioneller Ebene wirksam unter-
stützen – hier macht dasWort von der
staatstragenden Aufgabebuchstäblich
Sinn. Gefordert ist ein politischer
Trendwechsel: Standhaftigkeit statt P
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A b t r e i b u n g s r e c h t

Flüchtige
Kavaliere
Demütigung für die Frauen:
Der nachgebesserte Paragraph 218
erschwert die Fristenlösung.

as waren das für nobleMänner.
Mutig kämpften sie für die WürW de und das Recht der Frauen a

Selbstbestimmung.Über Abtreibungen,
so forderte einst fortschrittlich der
CDU-Kavalier FriedbertPflüger, soll-
ten Frauenallein entscheiden.

Für das „Jahrhundertwerk“, eine
Paragraphen218, derFrauennicht mehr
bestraft, fochtenSeite an Seite mit de
Frauen tapfere Rechtsexperten w
Frauenrechtlerin Würfel
Tremolo in der Stimme
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Horst Eylmann (CDU),Gerhart Baum
(FDP) und Hans-JochenVogel (SPD).

Eine Geschichte ohne Happy-End
Zwar kam dieFristenlösung, die Abtrei
bungen bis zur 12. Wochestraffrei stellte,
aber das Gesetz landete vor demBundes-
verfassungsgericht und kehrte mit
schwierigenAnweisungen für eine Rev
sion zumGesetzgeber nachBonnzurück.

Seither bringt derParagraph 218 nu
Ärger undkeine Meritenmehr ein. Die
Helden haben sich folgerichtig ver-
drückt. Und was tun die Frauen? S
stehen tapfer zu denflüchtigenMännern:
Im Wahlkampf stört dasThema nur –
bloß keinenÄrger machen.

In dieser Wochewollensich dieBonner
Koalitionsfrauen mit einem restaurierte
Abtreibungsparagraphen begnügen,
habe es nie die Chance auf einfreieres
Frauenrecht gegeben. Braverfüllen sie
alle Wünsche der KarlsruherRichter,
fortan jede Abtreibung zu erschwere
Kein Wort mehr von derEntscheidungs
freiheit derFrau.

Nun ist nur noch vom „Letztent
scheid“ der Frauen die Rede – das
war’s. Zuvor müssen sie allerdings d
zweifache Beratung durch eine Bera
tungsstelle undeinenArzt bestehen.

GegensolcheZumutungen hatten di
Frauennoch vor kurzem demonstrier
als die Wiedervereinigung eineeinheitli-
che Regelung in Ost- und Westdeutsc
land für Schwangerschaftsabbrüche n
wendig machte.Pflichtschuldig gibt die
SPD-Wortführerin Inge Wettig-Danie
meier nun zu Protokoll, sie sei im „tota
len Dissens“ mit der Revision der Fr
stenlösung.

Ihr Trost sind zwei Silben, mitdenen
sich dasKonzept der Sozialdemokrate
vom Antrag der Regierungsfraktione
unterscheidet:Anstatt einer „verant-
wortlichen“ darf eine zur Ab-
treibung entschlosseneFrau
bei den Sozialdemokraten ein
„eigenverantwortliche“ Ent-
scheidungtreffen.

Wer eine Frau zur Abtrei-
bung nötigt, demdrohenkünf-
tig, geht es nach der Koalition
bis zu zwei Jahren Haft; die
SPD will noch drei Jahre
draufschlagen. Vor den Kad
soll jeder, der eineFrau zur
Abtreibung nötigt. Fällt dar-
unter auch eine Freundin, di
den entsprechenden Rat e
teilt?

Wenn es um dieFinanzie-
rung der Schwangerschaftsab
brüche ging, bekam die Fri-
stenlösungs-Suffragette d
FDP, UtaWürfel, vor wenigen
Monatennoch ein Tremolo in
die Stimme. Frauen könnten
sich Abtreibungen nicht lei-
sten, warnte sie damals,falls
der Staatnicht einspringe. Un
gerührt wird sie in dieserWoche dem
veränderten Gesetz zustimmen.

Uta Würfel ist jetzt Spitzenkandidati
der FDP für die Europawahl und ben
tigt die Sympathie derMänner.Deshalb
sieht sieein, daß Frauenihre Abtrei-
bung selbst bezahlen müssen,falls sie
mehr als1800Mark netto verdienen. O
künftig der Bund oder die Länder fü
die Schwangerschaftsabbrüche von
dürftigen Frauenzahlen, muß noch ge
klärt werden.

Erst dann ist das Gesetz, dasallen
Freunden derFristenlösung, den Kava
lieren wie den einst vonihnen unter-
stützten Frauenrechtlerinnen,mißfallen
muß, zuganzer Unvollkommenheit ab
gerundet. Y
pulismus,Redenüber deutsche Zustän
de statt verkniffenemSchweigen.

Ähnliche Einsichten keimenverein-
zelt auch bei Politikern. Der frühe
re SPD-BundesgeschäftsführerPeter
Glotz plädiert für dieoffensiveAusein-
andersetzung mit Rechtsaußen wie d
Deutschen Franz Schönhuber, d
Österreicher JörgHaider oder dem
Franzosen Alain de Benoist.

In „großenDebatten“ müßtenPoliti-
ker wie Schönhuber „von demokrat
schen Politikern mit den besseren A
gumenten widerlegt werden“, fordert
Glotz. Eine „politische Streitkultur“
verdiene ihrenNamen nur, wenn sie
Demokratiefeinden ihren Einflußstrei-
tig mache. Doch gerade daranfehle es:
statt einerDebattenkultur nur „Faxen
der bloßsymbolischen Politik“.

Einmal schon, nach den Branda
schlägen vonMölln, schien esgelungen,
die Erstarrung deröffentlichenDebatte
zu durchbrechen.Millionen protestie-
rende Bürger versammelten sich zu
Lichterketten in den großen Städten.

Das Stichwort von der Zivilcourage
von der politischen Einmischung d
Bürger, wurde damals neuentdeckt.
Mehr Zivilcourage forderteBundesprä
sident Richard von Weizsäcker auc
jetzt wieder, nach den Ausschreitung
von Magdeburg. Doch derVersuch, die
politische Kultur von unten zuverän-
dern, scheiterte vorerst an derpoliti-
schen Sprachlosigkeit vonoben.

Einem harten Kern überzeugtermili-
tanterNationalsozialisten istzudem mit
Bürgermut nicht beizukommen. Alle
Überzeugungsversuche, schränkt E
Nazi Hasselbach ein, würden ansol-
chenLeutensicherabprallen.

Nach Hasselbachs Einschätzung m
ten demokratische Bekehrungsversuc
vor allem bei den „gefährdeten un
noch ungefestigten Jugendlichen, p
tentiellen Gewalttätern in derAlters-
gruppe zwischen 13 und 18Jahren“,
einsetzen, „in der beivielen eine demo-
kratische Grundhaltung ohneNeigung
zur Gewalt noch zu erreichen wäre
Doch gegen dieAnführer, meint der
Aussteiger, helfen nurharteStrafen.

Gegengewalt, resignieren auch i
mer mehr Pädagogen und Kriminolo
gen, sei dieeinzige Sprache, diefana-
tisch auf Gewalt eingeschworene Ide
logen nochverstünden. DurchVerfol-
gungsdruck und Strafrisikomüßten sie
wenigstens zum Verzicht auf offene G
walttätigkeit gedrängtwerden. Rechts-
extremesDenkenschließe „Flexibilität“
und Anpassung an die „Anforderung
des alltäglichenLebens“ nicht aus, er-
klärenScheuch undKlingemann.

Die offene Industriegesellschaft,
die Botschaft der Forscher,könneauch
mit einem Haufen Spinner leben –
wenn sie nur keineHäuser anzün-
den. Y
27DER SPIEGEL 21/1994


